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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


1. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Treffen Pressemitteilungen zu, wonach die Bundes- 
regierung das Bundesbaugesetz hinsichtlich des 
Rechts des Bodenverkehrs und des Bodenordnungs- 
rechts sowie des Erschließungsrechts ändern will, 
falls ja, zu welchem Zeitpunkt soll dies geschehen? 


2. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus 
den Ergebnissen der Bereisung des Bundestagsaus- 
schusses für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau durch Niedersachsen hinsichtlich der §§34 und 
35 des Bundesbaugesetzes, und ist sie bereit, zur 
Lösung der Probleme eine Änderung der einschlä- 
gigen Vorschriften des Bundesbaugesetzes vor- 
zulegen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftiiche Zusammenarbeit 


3. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist der multilaterale Anteil der deutschen 
Entwicklungshilfe 1977/78, und mit welchen großen 
Organisationen wird sie im wesentlichen mit wel- 
chem Anteil abgewickelt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


4. Abgeordneter 
Braun 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß die Ver- 
ordnung von Säuglingsmilchen einer medikamen- 
tösen Therapie gleichzusetzen ist, und welche Kon- 
sequenzen ergeben sich daraus speziell in bezug auf 
eine optimale, übergeordnete Steuerung der Verord- 
nung von Säuglingsmüch durch die Ärzteschaft? 


5. Abgeordneter 
Braun 

(CDU/CSU) 


Welche KontroUmaßnahmen wurden veranlaßt, um 
die von Klinikpersonal und von Müttern aus Pulver 
hergestellten trinkfertigen Säuglingsmüchen in be- 
zug auf Hygiene, bakteriologische Situation und 
Qualität des verwendeten Wassers auf gesundheits- 
schädigende Fehlerquellen zu untersuchen, da die 
Pulvermüchen nur als pulverisierte Ausgangssub- 
stanz strengen Kontrollen nach dem Lebensmittel- 
recht unterliegen? 


6. Abgeordneter 
Egert 
(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, im Interesse des 
Gesundheitsschutzes Vorschriften zu erlassen, die es 
dem Verbraucher ermöglichen, auf leicht verständ- 
liche Weise die unterschiedlichen Schadstoffgehalte 
von Zigaretten zu erkennen, und wie will sie in die- 
sem Fall verhindern, daß die Zigarettenraucher bei 
sogenannten leichten oder müden Zigaretten von 
einer gesundheitlichen Unbedenklichkeit ausgehen? 
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7. Abgeordneter 

Lattmann 


(SPU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung Vorkommnisse, 
die in der Praxis etweisen, daß die sehr ausgedehnte 
Auslegung der ärztlichen Schweigepflicht vielfach 
durch nicht erfolgende Weitergabe der Information 
an zuständige Stellen die Frühestbehandlung spasti- 
scher Behinderungen bei Säuglingen und Kleinkin- 
dern verhindert, und was gedenkt die Bundesregie- 
rung zu unternehmen, um diesem Mißstand im In- 
teresse einer besseren Frühbehandlung der betroffe- 
nen Neugeborenen und ihrer Familien abzuhelfen? 


8. Abgeordneter 

Kolb 

(CDU/CSU) 


Wie hoch schätzt die Bundesregierung das Geburten- 
defizit in den Jahren 1967 bis 1977 unter Ausschluß 
der Ausländergeburten, und trifft es zu, daß Frau 
Bundesminister Huber Aussagen von Unionspoli- 
tikern zum Geburtendefizit als simpel bezeichnet 
hat? 


9. Abgeordneter Wie hoch ist nach Auffassung der Bundesregierung 
Kolb der durchschnittliche Einkommensunterschied einer 

(CDU/CSU) Familie mit drei Kindern und einem Erwerbstä- 

tigen gegenüber einem Ehepaar ohne Kinder, wo 
beide berufstätig sind? 


10. 


Abgeordneter 

Reddemann 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, analog zu den Prü- 
fungen nationalsozialistischer „Dokumentations- 
sammlungen“ und Propagandascluiften auch links- 
extremistisches Material auf Jugendgefährdung un- 
tersuchen zu lassen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


1 1 . Abgeordneter 
Hoffie 
(FDP) 


Warum gibt es bis heute an Bundesautobahnen 
keine Selbstbedienungstankstellen, um die Treib- 
stoffkosten für den Verbraucher zu verbilligen und 
eine schnellere Abfertigung insbesondere in Urlaubs- 
zeiten zu ermöglichen? 


12. Abgeordneter 

Hoffie 

(FDP) 


Ist die Bundesregierung bereit, über die bundes- 
eigene Gesellschaft für Nebenbetriebe der Bundes- 
autobahnen m. b. H. (GfN) sicherzustellen, daß 
auch an Autobahnen Tankstellen als Selbstbedie- 
nungsstationen ausgerüstet werden, um dem Auto- 
fahrer die erheblichen Vergünstigungen zu bieten, 
die an solchen Stationen üblicherweise in Anspruch 
genommen werden können? 


13. Abgeordneter 

Broll 

(CDU/CSU) 


Wie viele Unfälle haben sich in den vergangenen 
drei Jahren auf Bahnsteigen und in Zügen dadurch 
ereignet, daß Einstiegtritte der Personenwagen ins- 
besondere für alte und behinderte Mitbürger zu steil 
sind, die Stufen sich in zu großem Abstand vonein- 
ander befinden und im übrigen Bahnsteigkante und 
Einstieghöhe häufig nicht aufeinander abgestimmt 
sind, und was denkt die Bundesregierung zu tun, um 
diesem Übel abzuhelfen? 


14. Abgeordneter Welche Ergebnisse haben bislang die Bemühungen 
Vogelsang der Bundesregierung erbracht, innerhalb der EG zu 

(SPD) einem gemeinsamen Vorgehen hinsichtlich der Ab- 

gasreinigung bei Kraftfahrzeugen zu gelangen? 
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15. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, notfalls als erstes 

Vogelsang europäisches Land den Einbau von Abgaskataly- 

(SPD) satoren, insbesondere Dreiwegkatalysatoren, ver- 

bindlich vorzuschreiben? 


16. Abgeordneter 

Schäfer 

(Offenburg) 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Ver- 
fügung der Hauptverwaltung der Deutschen Bundes- 
bahn vom 25. Oktober 1977, nämlich das Grenz- 
gängerzehrgeld nur noch dann zu zahlen, ,,wenn 
durch Einnahme von einer warmen Hauptmahlzeit 
in Gaststätten im Ausland oder für die Beschaffung 
von Kaltverpflegung in der Schweiz oder für die 
dortige Einnahme von Kantinenmahlzeiten unzu- 
mutbare Mehrkosten gegenüber der Einnahme von 
Hauptmahlzeiten in Gaststätten im Inland ent- 
stehen? 


1 7. Abgeordneter 
. Schäfer 
(Offenburg) 
(SPD) 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß 
nach einer derartigen Auslegung dies praktisch die 
Einstellung der Zahlung des Grenzgängerzehrgeldes 
für die Beschäftigten der Deutschen Bundesbahn auf 
Schweizer Gebiet bedeutet, und wenn ja, wird sie 
sich für eine Aufhebung der Verfügung einsetzen? 


1 8. Abgeordneter 
Dr. Friedmann 

(CDU/CSU) 


Welche Wirtschaftlichkeit und welche Verbesserung 
(in Zahlen) ihres betriebswirtschaftlichen Ergebnis- 
ses errechnet sich die Deutsche Bundesbahn aus dem 
Betrieb der zur Zeit in Planung befindlichen Schnell- 
trasse Mannheim — Basel, und bis wann ist nach den 
Vorstellungen der Bundesregierung mit dem Bau 
dieser Schnelltrasse zu rechnen? 


19. Abgeordneter 
Dr. Friedmann 
(CDU/CSU) 


Ist die Deutsche Bundesbahn bereit, bei der zur Zeit 
in Gang befindlichen Überarbeitung der Pläne dar- 
auf Bedacht zu nehmen, daß die neue Schnell- 
trasse auch zwischen Rastatt und Offenburg ver- 
stärkt an die Eisenbahnstrecke 700 angelehnt oder 
— falls dies nicht möglich sein sollte - zumindest 
möglichst nahe der BAB 5 geführt wird, um weitere 
,, Zerschneidungen“ der schmalen Rheinebene zu 
verhindern, und bis wann ist mit der Vorlage der 
überarbeiteten Pläne zu rechnen? 


20. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bzw. die Deutsche Bundes- 
Hartmann post bereit, angesichts der rapide zunehmenden Zahl 

(CDU/CSU) sog. CB-Funker das 1 Om-Kurzwellenband im Fre- 

quenzbereich ab 29,0 MHz für den CB-Funk freizu- 
geben bzw. auf der Funkkonferenz WARC 79 in 
Genf darauf hinzuwirken? 


21. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, Verstöße im Zusam- 
Hartmann menhang mit dem Betrieb beweglicher Sprechfunk- 

(CDU/CSU) anlagen kleiner Leistung (CB-Funk) gegen das Ge- 

setz über Fernmeldeanlagen dadurch zu entkrimi- 
nalisieren, daß diese Verstöße von Vergehen zu Ord- 
nungswidrigkeiten abgestuft werden und die Straf- 
androhung durch eine Bußgeld androhung ersetzt 
wird? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


22. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


23. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


24. Abgeordneter 
Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


25. Abgeordneter 
Engelsberger 

(CDU/CSU) 


Stellt sich die Bundesregierung hinter die Äußerun- 
gen des Bundesministers Dr. Schmude, „. . . eine 
deutsche Wiedervereinigung im Sinne eines bloßen 
Anschlusses der DDR an die Bundesrepublik“ sei 
„immer unwahrscheinlicher“, und vertritt die Bun- 
desregierung die Meinung, daß sich diese Äußerun- 
gen mit dem Auftrag unseres Grundgesetzes verein- 
baren lassen, die Einheit und Freiheit Deutschlands 
in freier Selbstbestimmung zu vollenden? 

Teilt die Bundesregierung weiterhin die in diesem 
Zusammenhang geäußerte Meinung eines Kabinetts- 
mitglieds, von der gemeinsamen deutschen Ver- 
gangenheit „geprägte Auffassungen auch recht- 
licher Art über eine Wiedervereinigung im engeren 
Sinne verlören an Überzeugungskraft“, und was 
gedenkt die Bundesregierung gegebenenfalls zu tun, 
damit in Zukunft solche Äußerungen insbesondere 
ressortfremder Regierungsmitglieder unterbleiben? 

Von welchen „überkommenen Vorstellungen“ be- 
züglich des Wiedervereinigungsgebotes des Grund- 
gesetzes soll nach den Ausführungen von Bundes- 
minister Dr. Schmude die gegenwärtige Entwick- 
lung der deutschen Frage „abweichen“, und worin 
liegt die Begründung für die Behauptung, daß 
die gemeinsame Vergangenheit der Deutschen als 
Grundlage des Strebens nach nationaler Einheit 
immer mehr in den Hintergrund trete? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung von Bun- 
desminister Dr. Schmude, daß die Wiedervereinigung 
Deutschlands im Sinne eines bloßen Anschlusses der 
„DDR“ immer unwahrscheinlicher geworden sei, 
und muß diese Äußerung nicht sowohl im Inland 
wie im Ausland den Eindruck hervorrufen, daß 
sich die politisch Verantwortlichen inzwischen mit 
der Teüung Deutschlands abgefunden haben und die 
Forderung des Grundgesetzes, ,,in freier Selbstbe- 
stimmung die Einheit und Freiheit Deutschlands zu 
vollenden“, nicht mehr zur Grundlage ihres poli- 
tischen Handelns zu machen bereit sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


26. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Hartenstein 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung die im Umweltprogramm 
1971 angekündigten Untersuchungen durchführen 
lassen, wie durch Kapselung der Motoraggregate die 
Geräuschemissionen bei schweren Nutzfahrzeugen 
gemindert werden können, und wenn ja, welches 
sind die Ergebnisse dieser Untersuchungen? 


27. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Hartenstein 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem Um- 
fang Städte, Gemeinden und regionale Verkehrsbe- 
triebe der öffentlichen Hand seit der Verabschie- 
dung des Umweltprogramms lärmarme Kraftfahr- 
zeuge eingesetzt haben, und welche Maßnahmen hat 
die Bundesregierung ergriffen oder in Vorbereitung, 
um die Verwendung lärmarmer Kraftfahrzeuge zu 
fördern? 
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28. Abgeordneter 

Dr. Geßner 

(SPD) 


Treffen die Befürchtungen zu, die von Beamten 
sowohl der Düsseldorfer Kriminalpolizei als auch des 
Landeskriminalamts von Nordrhein-Westfalen geäu- 
ßert wurden, wonach schätzungsweise nur ein Drittel 
aller verübten Morde in der Bundesrepublik Deutsch- 
land als Folge von Fehldiagnosen, die von nicht da- 
für genügend ausgebildeten Ärzten vorgenommen 
werden, überhaupt erkannt wird, so daß gegen rund 
zwei Drittel der tatsächlich begangenen Morde keine 
polizeiliche Untersuchung eingeleitet werden kann, 
und wenn ja, ist die Bundesregierung bereit, darauf 
hinzuwirken, daß durch die Einführung der amt- 
lichen Leichenschau für jeden Toten dieser unver- 
ständliche Mißstand schnellstens beendet wird? 


29. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Vertreter der Sowjetunion, 
Lintner gegebenenfalls in welchem Umfang, über die Spe- 

(CDU/CSU) zialeinheit der GSG 9 informiert? 


30. 


Abgeordneter 

Lintner 


(CDU/CSU) 


Hat es die Bundesregierung dem sowjetischen 
Generalleutnant Loshkin ermöglicht, sich unmittel- 
bar bei der GSG 9 zu infoimieren, und war gegebe- 
nenfalls der Bundesgrenzschutzinspekteur von 
einem solchen Besuch vorher informiert? 


31. Abgeordneter 
Dr. Rose 
(CDU/CSU) 


32. Abgeordneter 
Stockleben 
(SPD) 


33. Abgeordneter 

Daweke 


(CDU/CSU) 


34. Abgeordneter 

Daweke 


(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 

Dr. Klein 
(Göttingen) 

(CDU/CSU) 


36. Abgeordneter 

Dr. Klein 
(Göttingen) 

(CDU/CSU) 

37. Abgeordneter 

Dr. Langguth 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung in der Lage und gegebenen- 
falls bereit, geeignete Maßnahmen einzuleiten, um 
den besonders in den Transferkosten deutlichen 
Menschenhandel im bezahlten Fußball der Bundes- 
republik Deutschland und der EG abzuschaffen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Wahl von Gor- 
leben als Standort für das geplante Entsorgungs- 
zentrum, und teilt sie die Auffassung, daß es sich 
hier um eine vorläufige Standortauswahl handelt? 

Inwieweit hat die Bundesregierung auf den Vorwurf 
reagiert, der in öffentlich unterbreiteten Vorschlä- 
gen steckt, man solle bei der Problematik der Be- 
schäftigung von Extremisten im öffentlichen Dienst 
zum Beamtenrecht zurückkehren? 

Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, wonach 
bei der Einstellung von Beschäftigten im öffent- 
lichen Dienst nicht nach dem Beamtenrecht vorge- 
gangen worden ist? 

Trägt sich die Bundesregierung mit der Absicht, 
eine Initiative zur Änderung des geltenden Beamten- 
rechts zu ergreifen, insoweit es von allen Beamten 
verlangt, daß sie die Gewähr bieten, jederzeit für 
die freiheitliche demokratische Grundordnung im 
Sinne des Grundgesetzes einzutreten? 

Gedenkt die Bundesregierung verneinendenfalls, ihre 
derzeitige Praxis bei der Anwendung des § 7 Abs. 1 
Nr. 2 und des § 52 Abs. 2 BBG zu ändern, und 
wenn ja, mit welcher Zielrichtung? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die in der Zei- 
tung Die Welt (Serie ,,Die seltsamen Kameraden 
unter dem Hakenkreuz“ von Günther Deschner) 
veröffentlichten Analysen, derzufolge die Lebens- 
läufe von Personen, die aktiv in der rechtsextremen 
Szenerie mit wirken, darauf hindeuten, daß es sich 
hierbei möglicherweise um Personen handelt, die im 
Auftrag des DDR-,, Staatssicherheitsdienstes“ rechts- 
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extremistische, provozierende Handlungen vollzie- 
hen, um das Ansehen der Bundesrepublik Deutsch- 
land im Ausland herabzusetzen? 


38. Abgeordneter 
Dr. Langguth 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung die Pressemeldungen — 
eberfalls in Die Welt - bestätigen, derzufolge der 
Rechtsextreme Edgar Geiss, der aus der DDR 
stammen soll und der anläßlich der Beerdigung des 
verstorbenen SS-Offiziers Kappler am 13. Februar 
1978 vor dem offenen Grab den „Hitler-Gruß“ 
erhob — ein Bild, das durch die Weltpresse ging — 
„mehreren Hinweisen zufolge“ „Kontakte in Ost- 
Berlin“ gehabt oder möglicherweise noch haben 
soll? 


39. Abgeordneter 

Kretkowski 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Hei- 
matauskunftsstelle Rumänien, nach der jemand des- 
halb kein deutscher Volkszugehöriger sein kann, 
weil sein Vater jüdischer Volkszugehöriger war, und 
es deshalb nicht glaubhaft sei, daß sich in der Fami- 
lie das deutsche Element der Mutter durchgesetzt 
habe, und wenn nein, was beabsichtigt die Bundes- 
regierung zu tun, um davon Betroffenen zu ihrem 
Recht zu verhelfen, da alle Behörden und Gerichte 
sich auf derartige Argumentationen der Heimataus- 
kunftsstelle berufen? 


40. Abgeordneter 
Engelsberger 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, daß von den USA die 
Uranlieferungen für den Euratom-Forschungsreaktor 
Petten mangels ausreichender Sicherungen des 
Kernmaterials inzwischen eingestellt worden sind, 
und sind nach Meinung der Bundesregierung alle 
deutschen Anlagen so ausreichend abgesichert, daß 
nicht ein ähnlicher Lieferstopp befürchtet werden 
muß? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


4 1 . Abgeordneter 
Wehner 
(SPD) 


Welche Ergebnisse hat die Prüfung gehabt, die von 
der Bundesregierung in der Fragestunde vom 17. Fe- 
bruar 1978 zu der Frage zugesagt worden ist, ob 
und gegebenenfalls welche gesetzgeberischen Maß- 
nahmen gegen die Verbreitung nationalsozialisti- 
scher Propaganda zu veranlassen sind? 


42. Abgeordneter 
Pensky 
(SPD) 


Inwieweit treffen nach dem Wissensstand der Bun- 
desregierung Informationen der Illustrierten Quick, 
Nr. 18 vom 27. April 1978, zu, wonach sich Jan- 
Carl Raspe am 18. Oktober 1977 in der Haftanstalt 
Stammheim mit einer Munition mit der Aufschrift 
„MEN 76/19“ erschossen haben soll, die vom Her- 
steller als Polizeimunition ausschließlich an das 
Innenministerium von Rheinland-Pfalz geliefert 
wurde? 


43. Abgeordneter Liegen zu diesem Vorgang der Bundesregierung 
Pensky Erkenntnisse darüber vor, wie gegebenenfalls die 

(SPD) Polizeimunition in die Haftanstalt gelangen konnte, 

und wenn ja, welche? 
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44. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Däubler- 

Gmelin 

(SPD) 


45. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Däubler> 

Gmelin 

(SPD) 


46. Abgeordneter 

Helmrich 


(CDU/CSU) 


47. Abgeordneter 
Helmrich 
(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung die Justizminister der 
Länder, insbesondere den Justizminister des Landes 
Baden-Württemberg aufgefordert, durch hinter dem 
Rücken der Betroffenen betriebene Nachforschun- 
gen bei Richtern die Zahl des Auftretens vor Amts- 
und Landgerichten von Mitghedern des Deutschen 
Bundestages, die zugleich zugelassene Anwälte sind, 
herauszufinden, und wenn ja, warum? 

Hält die Bundesregierung gegebenenfalls den Stil 
eines solchen Ausforschungsverfahrens für zulässig 
und angemessen und die Ergebnisse einer solchen - 
nur auf Gerichte beschränkten, die übrigen Tätig- 
keiten eines Anwalts nicht berücksichtigenden - 
Ausforschung überhaupt für verwendbar, um Aus- 
kunft über die Vereinbarkeit eines Bundestagsman- 
dats mit dem Beruf des Anwalts zu erhalten? 

Ist die Bundesregierung bereit, deutschen Staats- 
angehörigen durch eine Versicherung nicht gedeckte 
unmittelbare und mittelbare Schäden zu ersetzen, 
die ihnen in Italien durch Terroranschläge wegen 
Vorgängen in der Bundesrepublik Deutschland (z. B. 
Selbstmorde in Stammheim) entstanden sind? 

Welche diplomatischen Schritte hat die Bundesre- 
gierung unternommen, um gegebenenfalls die ita- 
lienische Regierung zu veranlassen, solche Schäden 
zu ersetzen? 


48. Abgeordneter 
Thüsing 
(SPD) 


Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus 
der vom Parlament des Staates Israel am 14. März 
1978 verabschiedeten Resolution zum Ablauf 
des Maidanek-Prozesses in Düsseldorf und aus der 
in der gleichen Resolution erhobenen Forderung, 
alle NS-Gewaltverbrecher vor Gericht zu bringen, 
insbesondere in Hinblick auf die Tatsache, daß 
bisher weder gegen den Mitverantwortlichen für 
die „Endlösung der Judenfrage“ in Frankreich, 
Kurt Lischka, noch gegen den für die „Endlösung 
der Judenfrage“ in Belgien und Nordfrankreich 
Verantwortlichen, Ernst Boje Ehlers, und seine 
Helfer Dr. Konstantin Canaris und Kurt Asche die 
Haupt Verhandlung eröffnet worden ist, und wird 
sie - wie in der Fragestunde des Deutschen Bundes- 
tages am 7. Dezember 1977 erklärt wurde — gemein- 
sam mit den Ländern bemüht sein, daß diese Verfah- 
ren beschleunigt zu einem Abschluß gebracht wer- 
den? 


49. Abgeordneter 
Thüsing 
(SPD) 


Erwägt die Bundesregierung — wie bei einer inter- 
nationalen Demonstration und Kundgebung in Köln 
am 22. April 1978 gefordert — ein Verbot der SS- 
T raditionsverbände? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


50. Abgeordneter 

Dr. Spöri 
(SPD) 


Inwieweit sieht die Bundesregierung noch das par- 
lamentarische Kontrollrecht gegenüber der Exeku- 
tive gewährleistet , wenn im Bundestag entsprechend 
der Antwort des pari. Staatssekretärs Haehser auf 
meine mündliche Frage vom 26. April 1978 mit 
Rücksicht auf das Steuergeheimnis die volkswirt- 
schaftlichen Vorteile der steuerlichen Begünsti- 
gungsfälle nach § 6b EStG nicht konkret belegt 
werden dürfen? 
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5 1 . Abgeordneter 
Dr. Spöri 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, wie die 
Entscheidungen über extrem hohe Begünstigungs- 
fälle nach § 6b EStG für den Deutschen Bundestag 
transparent gemacht werden können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


52. Abgeordneter 
Prangenberg 

(CDU/CSU) 


Welche Ziele verfolgt die Bundesregierung mit der 
Verordnung über die statistische Erfassung des 
Material- und Wareneingangs im Bergbau und im ver- 
arbeitenden Gewerbe sowie im Baugewerbe insbe- 
sondere bei den Unternehmen des Bauhaupt- und 
Ausbaugewerbes für das Jahr 1978? 


53. Abgeordneter Trifft es nach Auffassung der Bundesregierung zu, 
Prangenberg daß — wie von vielen der betroffenen Unternehmen 

(CDU/CSU) angenommen wird — der Fragebogen für das Bau- 

haupt- und Ausbaugewerbe völlig praxisfremd ge- 
staltet worden ist und daß eine sorgfältige Ausfül- 
lung eines solchen Fragebogens erhebliche Zusatz- 
kosten verursacht, und wenn ja, welche Folgerungen 
zieht die Bundesregierung daraus? 


54. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Was hat den Bundeskanzler veranlaßt, wie im Presse- 
dienst der sozialdemokratischen Bundestagsfraktion 
Nr. 431 vom 26, April 1978 berichtet wird, die Ab- 
geordneten zu bitten und aufzufordern, in ihrem 
Wahlkreis ganz konkret für die Überwindung von 
Investitionsbarrieren zu sorgen, notfalls auch im 
Einzelfall die Einschaltung der Bundesregierung 
auszulösen? 


55. Abgeordneter Welche konkreten Einwirkungsmöglichkeiten hält 

Milz der Bundeskanzler selbst für anwendbar, um In- 

(C DU/CSU) vestitionshemmnisse in der Wirtschaft - gleich 

welcher Art - zu beseitigen? 


56. Abgeordneter 

Dr. Steger 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Stein- 
kohlenimporte aus der Republik Südafrika in die 
EG 1977 um fast 120 v. H. gestiegen sind, sich 
mithin seit drei Jahren verfünffacht haben, hält die 
Bundesregierung diese Entwicklung für sinnvoll, oder 
erwägt sie Gegenmaßnahmen auf europäischer Ebe- 
ne, insbesondere um Dumping bei den südafrika- 
nischen Steinkohlenimporten zu verhindern? 


57. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Martiny- 
Glotz 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Zeitungs- 
verlage die durch Streik und Aussperrung ohne 
Gegenleistung erhaltenen Abonnementsgebühren 
teilweise nur auf besonderen Antrag des Abonnen- 
ten gutgeschrieben oder in unzureichender Höhe 
zurückerstattet haben, und wird die Bundesre- 
gierung dies zum Anlaß nehmen, die Verbraucher- 
organisationen bei ihren Bemühungen, die Verbrau- 
cher über ihre Rechte zu informieren, zu unter- 
stützen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

58. Abgeordneter Hat die Bundesregierung inzwischen den wiederholt 
Dr. von Geldern angekündigten mittel- und langfristigen Plan, der 
(CDU/CSU) unter Berücksichtigung der voraussichtlichen Ent- 

wicklung der Fischbestände, der eigenen Fang- und 
Verarbeitungsmöglichkeiten sowie der Einfuhrmög- 
lichkeiten die Versorgung der Verbraucher mit 
Fisch und Fischerzeugnissen sicherstellt, und sind 
die im Nachtragshaushalt 1978 vorgesehenen Hil- 
fen Bestandteil eines solchen Plans? 


59. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Fischver- 
. Dr. von Geldern arbeitungsbetriebe an der Küste wegen der lücken- 

(CDU/CSU) haften Versorgung mit Rohware bereits Arbeits- 

kräfte entlassen mußten und daß solche geschulten 
Kräfte nicht ohne weiteres zu ersetzen sein werden, 
wenn später wieder eine kontinuierliche Rohwaren- 
versorgung möglich ist, und wenn ja, was wird die 
Bundesregierung tun, um den meist kleineren Be- 
trieben der Fischindustrie dabei zu helfen, auch in 
Zeiten schlechter Fischversorgung ihre Mitarbeiter 
zu halten? 

60. Abgeordneter Was unternimmt die Bundesregierung, um die vor 

Schröder allem von dänischen Fischern ausgeübte Gammel- 

(WUhelmi- fischerei, durch die nach Auffassung nicht nur der 

nenhof) deutschen Fischwirtschaft der Erfolg der Bemü- 

(CDU/CSU) hungen um die Regeneration der Fischbestände im 

EG-Meer im höchsten Maße gefährdet wird, auf ein 
für die Gesamtinteressen erträgliches Maß zu be- 
schränken, wenn nicht ganz abzustellen? 


61. Abgeordneter Ist die Bundesregierung mit mir der Auffassung, daß 
Schröder das Freigabeverfahren der EG für Magermilchpulver 

(Wilhelmi- zur Verwendung als Eiweiß-Komponente in Misch- 

nenhof) futtern zu umständlich und zu schwerfällig ist, und 

(CDU/CSU) ist die Bundesregierung bereit, in der EG ihren Ein- 

fluß dahin gehend geltend zu machen, daß dieses 
Verfahren vereinfacht und beschleunigt wird, damit 
die Futtermittelhersteller in die Lage versetzt wer- 
den, ihre Produktion langfristig zu planen und zu 
kalkulieren und auf diesem Wege gleichzeitig die 
Voraussetzungen für einen zügigen Abbau der 
Magermilchpulvervorräte geschaffen werden? 


62. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch un- 

Oostergetelo gleichmäßige Förderung sich die Chancengleich- 

(SPD) heit bei der Geflügelhaltung zuungunsten der land- 

wirtschaftlichen Betriebe und zugunsten der gewerb- 
lichen Betriebe verschoben hat, und ist die Bundes- 
regierung bejahendenfalls bereit, konkrete Schritte 
zu unternehmen, damit die Chancengleichheit wie- 
derhergestellt wird? 


63. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, eine politische Prio- 
Oostergetelo rität für eine bäuerliche Geflügelhaltung zu setzen? 
(SPD) 
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64. Abgeordneter 
Susset 


Hat sich die Bundesregierung über den Inhalt der 
Schrift „Der Grüne Moloch“ eine Meinung gebildet, 
und wenn ja, teilt sie meine Auffassung, daß er 
geeignet ist, die Verbraucher in der Bundesrepublik 
Deutschland irrezuführen und das gute Verhältnis 
zwischen Verbrauchern und Landwirtschaft zu 
belasten? 


65. Abgeordneter 
Susset 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob der Verfasser 
der Schrift ,,Der Grüne Moloch“ Beamter des 
höheren Dienstes bei der hessischen Landesregierung 
ist, und ist die Bundesregierung bei der hessischen 
Landesregierung vorstellig geworden, damit gege- 
benenfalls die erforderlichen rechtlichen Schritte 
eingeleitet werden? 


66. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


Hat sich die Bundesregierung mit dem Inhalt und 
vor allem dem Wahrheitsgehalt der vom Verbrau- 
cherschutzverband Hessen e. V. herausgegebenen 
Schrift „Der Grüne Moloch“ befaßt bzw. wird sie 
das noch tun, und wenn ja, sieht sie einen Anlaß, 
etwas dagegen zu unternehmen? 


67. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung gegebenenfalls meine 
Kiechle Auffassung, daß durch die Broschüre ,,Der Grüne 

(CDU/CSU) Moloch“ nicht nur die deutschen Landwirte erheb- 

lich verunglimpft werden, sondern auch die staat- 
liche Agrarpolitik in unangemessener Weise diskri- 
miniert wird, und wenn ja, welche Folgerungen 
zieht sie daraus? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


68. Abgeordneter 

Cronenberg 

(FDP) 


Trifft es zu, daß Arbeitnehmer, die — wie Stewar- 
dessen — beim Ausscheiden aus ihrem früheren Ar- 
beitsverhältnis eine nicht unbeträchtliche Abfindung 
(z. B. bis zu 50 000 DM) erhalten, bei Teilnahme an 
einer Maßnahme der beruflichen Umschulung von 
der Bundesanstalt für Arbeit das erhöhte Unterhalts- 
geld von 80 V. H. des früheren Nettogehalts erhal- 
ten, und zieht die Bundesregierung gegebenenfalls 
eine Änderung dieser Rechtslage in Betracht? 


69. Abgeordneter 
Müller 
(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Inwieweit stimmt der Hinweis in der Zeitschrift 
Arbeit und Sozialpolitik, Nr. 4/1978, S. 146, wo- 
nach sich das Defizit der Bundesanstalt für Arbeit 
in 1979 auf annähernd vier Milliarden D-Mark „sum- 
miert“, während eine Beitragserhöhung um 0,5 Pro- 
zent nur 2,4 Milliarden D-Mark einbringen würde, 
und welche Konsequenzen gedenkt die Bundesre- 
gierung gegebenenfalls daraus zu ziehen? 


70. Abgeordneter 
Höpfinger 
(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung die Forderung des Ver- 
bands der Heimkehrer e. V,, Kriegsgefangenen- 
jahre in der Form in die Rentenversicherung einzu- 
beziehen, daß neben der Anrechnung als Ersatzzeit 
die Rentengewährung um die Jahre der Kriegsge- 
fangenschaft vorgezogen werden soll, aufgreifen, 
und wenn nein, warum nicht? 
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7 1 . Abgeordneter 
Höpfinger 
(CDU/CSU) 


72. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


73. Abgeordneter 
Hasinger 
(CDU/CSU) 


74. Abgeordneter 
Hasinger 
(CDU/CSU) 


Unter welchen Voraussetzungen hält die Bundesre- 
gierung die für Kriegsgefangene getroffene Renten- 
regelung in anderen EG-Staaten auf das System 
unserer Sozialversicherung für anwendbar? 

Weiche Lösungsmöglichkeiten beabsichtigt die Bun- 
desregierung vorzuschlagen, um ungerechte Nach- 
teile, die zu einer ungleichen Behandlung von 
Rentnern führen, zu beseitigen, nachdem sie in 
ihrem Bericht vom 2. Januar 1975 (Drucksache 
7/3054) selbst feststellt, daß es Versicherte mit 
Kriegsdienst- und Kriegsgefangenenzeiten gibt, bei 
denen die Vorschriften über die Bewertung der 
Ersatzzeiten zu — zum Teil nicht unerheblichen — 
Nachteilen führen? 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß - wie der 
nordrhein-westfälische Arbeitsminister Farthmann 
meint — inzwischen etwa 1/4 aller Rentner höhere 
Renteneinkünfte hat als das Nettoeinkommen der 
vergleichbaren Arbeitnehmer? 

Beabsichtigt die Bundesregierung — wie dies der 
nordrhein-westfälische Arbeitsminister Farthmann 
für notwendig hält - zu prüfen, ob künftig nicht 
die Anpassung von laufenden Renten und von Ren- 
ten, „die von jetzt ab erworben werden“, unter- 
schiedlich geregelt werden soll? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


75. Abgeordneter 
Schmidt 
(München) 
(SPD) 


76. Abgeordneter 

Schmidt 

(München) 

(SPD) 

77. Abgeordneter 
Berger 
(Lahnstein) 

(CDU/CSU) 


78. Abgeordneter 

Berger 

(Lahnstein) 

(CDU/CSU) 


79. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 

(SPD) 


Treffen Presseberichte zu, denenzufolge das Bundes- 
verteidigungsministerium die Aufstellung einer Poli- 
zeireserve aus ehemaligen Bundeswehrsoldaten be- 
fürwortet, und hat gegebenenfalls das Bundesver- 
teidigungsministerium diese seine Auffassung dem 
bayerischen CSU-Landtagsabgeordneten Sepp Prentl 
mitgeteilt? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß der 
Aufstellung einer solchen Miliz aus ehemaligen 
Bundeswehrsoldaten unüberwindliche verfassungs- 
rechtliche Bedenken entgegenstehen? 

Betrachtet die Bundesregierung den Export von in 
Deutschland hergestelltem Wehrmaterial, zum Bei- 
spiel von U-Booten oder Fregatten, als eine von 
außen gesteuerte Aufrüstung und ein Geschäft mit 
dem Tod und der Zukunft armer Völker, das die- 
se um ihre Chance zum wirtschaftlichen Aufbau 
bringt? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß erst ein 
stärkerer Druck der Öffentlichkeit sie und andere 
Regierungen dazu zwingen könnte, auf die drängen- 
den Probleme der Rüstungskontrolle intensiver zu 
reagieren? 

Was tut die Bundesregierung im Rahmen ihrer Ver- 
antwortung zur raschen und unbürokratischen Regu- 
lierung des Sachschadens in Millionenhöhe (hun- 
derte zerstörte Fensterscheiben, zersplitterte Fen- 
ster- und Türstöcke, zahlreiche beschädigte Dächer 
bzw. Dachstühle, Mauer- bzw. Wandschäden, ver- 
bogene Garagentore etc.), der am 3. Mai 1978 gegen 
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80. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 

(SPD) 


16.45 Uhr durch mehrere militärische Tiefflieger im 
Bereich der Stadt Rain am Lech/Bayern an Privat- 
häusern, Fabriken und landwirtschaftlichen Gebäu- 
den verursacht worden ist, und welche Maßnahmen 
wird die Bundesregierung ergreifen, um derartige 
katastrophenähnliche Auswirkungen des militäri- 
schen Tiefflugbetriebs in Zukunft zu verhindern? 

Wird die Bundesregierung den Rainer Vorfall ins- 
besondere zum Anlaß nehmen, die Kontrollmecha- 
nismen im Tiefflugbetrieb technisch und personell 
zu verstärken und darüberhinaus bei den Tief flug- 
gebieten ein alternierendes System einzuführen, um 
die Belastungen der Bevölkerung dieser Regionen 
künftighin etwas erträglicher zu gestalten? 


81. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, wonach der ehemalige Bun- 
Wohlrabe desverteidigungsminister, Georg Leber, in seiner 

(CDU/CSU) früheren Eigenschaft als Minister und sein franzö- 

sischer Kollege Bourges Deklarationen unterzeichnet 
haben, die Protokolle bzw. Vereinbarungen zwi- 
schen den Firmen Messerschmitt-Bölkow-Blohm 
und Aerospatiale betreffen? 


82. Abgeordneter Welche Bedeutung haben derartige Deklarationen 
Wohlrabe gegebenenfalls für eventuelle Exportgeschäfte Frank- 

(CDU/CSU) reichs bzw. der Firma Euromissile? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technoiogie 


83. Abgeordneter 

Stockleben 

(SPD) 


84. Abgeordneter 

Dr. Steger 

(SPD) 


85. Abgeordneter 

Grunenberg 

(SPD) 


86. Abgeordneter 
Dr. Laufs 
(CDU/CSU) 


87. Abgeordneter 
Dr. Laufs 
(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung bisher getan, um die 
breite Öffentlichkeit im Land Niedersachsen, und 
insbesondere im Kreis Lüchow-Dannenberg, über 
das geplante Entsorgungszentrum in Gerieben zu 
informieren? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß US-Firmen, 
die mit ausländischen Firmen Gespräche über Brü- 
terentwicklung, Wiederaufarbeitung oder Pluto- 
nium-Verarbeitung führen wollen, dazu die Erlaub- 
nis staatlicher Stellen (DOE oder State Department) 
einholen und auch diese Stellen über die Gespräche 
informieren müssen, und plant die Bundesregierung 
eine ähnliche Regelung für die Bundesrepublik 
Deutschland? 

Wie hat die niedersächsiche Landesregierung bisher 
auf das Angebot des Bundesministeriums für For- 
schung und Technologie reagiert, für alle interes- 
sierten gesellschaftlichen Gruppen im Lande Nieder- 
sachsen und im Kreis Lüchow-Dannenberg Infor- 
mationsveranstaltungen durchzuführen? 

Welchen Umfang hat z. Z. die nationale Uranre- 
serve, die im Rahmen des Devisenausgleichs ange- 
kauft wurde, differenziert nach angereichertem 
Uran, Natururan und Ansprüchen im Rahmen von 
Verträgen? 

Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung bis 
heute noch nicht das Natururan angekauft, das not- 
wendig ist, um die im Rahmen der Anreicherungs- 
verträge abgeschlossenen Liefermengen auch zu be- 
ziehen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Biidung und Wissenschaft 


88 . 


Abgeordneter 

Lattmann 


(SPD) 


Welche Konsequenzen kann die Bundesregierung aus 
der Nichtanerkennung eines an einer Gesamthoch- 
schule des Landes Nordrhein-Westfalen erworbenen 
Vordiploms durch die Technische Universität Mün- 
chen mit der Begründung; „Nach Auffassung des 
Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und 
Kultus können die Gesamthochschulen des Landes 
NRW nicht als wissenschaftliche Hochschule ange- 
sehen werden“ ziehen? 


89. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die bildungspoli- 
KroU-Schlüter tische Tätigkeit des Verbandes deutscher Studenten- 

(CDU/CSU) schäften (VdS)? 


90. Abgeordneter 
KroU-Schlüter 
(CDU/CSU) 


Ist der in der Presse veröffentlichte Vorwurf eines 
Studentenverbandes gerechtfertigt, wonach der VdS 
aus studentischen Geldern jährlich 400 000 DM an 
Personalkosten, etwa 60 000 DM an Reisekosten 
und 45 OÖO DM an Telefonkosten verschleudert, 
und was gedenkt die Bundesregierung gegebenen- 
falls dagegen zu unternehmen? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


91. Abgeordneter Was hat den Bundeskanzler bei seiner Rede vor 

Lemmrich der Parlamentarischen Versammlung des Euro- 

(CDU/CSU) parates am 27. April 1978 in Straßburg veranlaßt, 

zwar die Bemühungen des früheren SPD-Vorsitzen- 
den Kurt Schumacher um ein vereintes Europa zu 
würdigen — obwohl die SPD am 15. Juni 1950 im 
Deutschen Bundestag gegen den Beitritt zum Euro- 
parat stimmte nicht aber Konrad Adenauer zu 
erwähnen, unter dessen Verantwortung als Bundes- 
kanzler die Bundesrepublik Deutschland Mitglied in 
allen auf die europäische Einheit gerichteten Insti- 
tutionen wurde? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


92. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


93. ' Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Wird der Bundeskanzler beim bevorstehenden Be- 
such des sowjetischen Staats- und Parteichefs 
Breschnew in Bonn die unmenschliche Behandlung 
des russischen Bürgerrechtskämpfers Alexander 
Ginsburg durch die sowjetischen Behörden zur Spra- 
che bringen, dem ein neuer Strafprozeß mit lang- 
jährigen Freiheitsstrafen droht, die Ginsburg bei sei- 
ner durch lange Haft untergrabenen Gesundheit in 
akute Lebensgefahr bringen würden? 

Wird der Bundeskanzler den sowjetischen Staats- 
und Parteichef Breschnew bei seinem bevorstehen- 
den Besuch in Bonn darauf hin weisen, daß die Ver- 
folgung von Bürgerrechtskämpfern durch sowje- 
tische Behörden im Widerspruch zu den völkerrecht- 
lich verbindhchen Bestimmungen des Internatio- 
nalen Pakts der Vereinten Nationen über bürgerliche 
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94. Abgeordneter 
Werner 
(CDU/CSU) 


95. Abgeordneter 
Werner 
(CDU/CSU) 


96. Abgeordneter 
Biechele 
(CDU/CSU) 


97. Abgeordneter 

Biechele 


(CDU/CSU) 


98. Abgeordneter 
Dr. Voss 
(CDU/CSU) 


99. Abgeordneter 
Dr. Voss 
(CDU/CSU) 

100. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


und politische Rechte steht, und daß die Einfor- 
derung dieser Rechte durch die Regierung eines Un- 
terzeichnerstaats dieses Pakts gegenüber einem ande- 
ren Unterzeichnerstaat keine völkerrechtswidrige 
Einmischung in dessen innere Angelegenheiten dar- 
stellt? 

Womit will die Bundesregierung der sowjetischen 
Politik gegenüber der ,, dritten und vierten Welt“ — 
soweit sie interventionistischen, imperialistischen 
und friedensgefährdenden Charakter hat - entge- 
gentreten? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des frü- 
heren amerikanischen Außenministers Kissinger, daß 
man die Sowjetunion zu einer eindeutigen Wahl 
zwischen Entspannung und Expansion bringen 
müsse, und - wenn ja - wird Bundeskanzler Schmidt 
diese Auffassung bei den sich bietenden Gelegen- 
heiten der Sowjetunion darlegen? 

Sind nach dem Wissensstand der Bundesregierung 
neueste Presseinformationen zutreffend, daß 17 
Fässer mit dem hochgiftigen Bleitetraäthyl in dem 
vor Otranto an der italienischen Adriaküste gesun- 
kenen jugoslawischen Frachter ,,Cavtat“ Zurück- 
bleiben müssen, daß 81 Fässer mit diesem Gift be- 
reits leck und ausgelaufen waren, bevor sie geborgen 
werden konnten, und daß 14 weitere Fässer so 
kaputt waren, daß sie jetzt keinen Tropfen Gift 
mehr enthielten, und welche Folgerungen zieht die 
Bundesregierung aus diesem Sachverhalt, falls diese 
Informationen zutreffen (vgl. Artikel ,,Das Geheim- 
nis in Luke 2“ im Stern Nr. 18 vom 27. April 1978, 
Seite 242 ff.)? 

Sieht sich die Bundesregierung in der Lage, ihre Ant- 
wort zu diesem Sachverhalt weiterhin zu vertreten, 
die mir Frau Staatsminister Dr. Hamm-Brücher in 
ihrem Schreiben vom 19. April 1978 auf meine 
beiden entsprechenden Anfragen gegeben hat (vgl. 
Anlage 12 im Plenarprotokoll der 86. Sitzung des 
Deutschen Bundestages vom 20. April 1978, Seite 
6839), und welche Möglichkeiten sieht sie gegebe- 
nenfalls, neue und schwerwiegende Umweltgefahren 
auch für deutsche Urlauber an der italienischen 
Adriaküste abzuwehren? 

Ist die Bundesregierung bereit, bei künftigen Ver- 
handlungen mit den Staaten Osteuropas nachdrück- 
lich darauf hinzuwirken, daß die Anzahl und Lage 
der Gräber der in den jeweiligen Ländern Gefallenen 
erfaßt und mitgeteilt, sowie die Anlegung, Instand- 
haltung und Pflege von Soldatenfriedhöfen 
und die Einreise von Angehörigen zum Besuch die- 
ser Gräber ermöglicht werden? 

Hat die Bundesregierung eine Möglichkeit gesehen, 
den Besuch des sowjetischen Staats- und Parteichefs 
Breschnew auch in dieser Weise zu nutzen? 

Trifft es nach dem Erkenntnisstand der Bundesre- 
gierung zu, daß — wie der Generalsekretär der pro- 
westlichen angolanischen Befreiungsorganisation 
MFLA, Daniel Chibenda, öffentlich behauptet hat — 
die sowjetisch-kubanischen Besatzungsmächte in die 
Nordprovinzen Angolas in der 2. Märzhälfte 1978 
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eine umfassende Strafexpedition unternommen 
haben, bei der mindestens 70 000 Angolaner um- 
gebracht und wo KGB-Offiziere die Menschen für 
Massengräber oder Deportationen ausgesondert 
haben sollen, und sieht die Bundesregierung gege- 
benenfalls in diesen Aktionen sowjetisch-kuba- 
nischer Truppen einen Widerspruch zu der von der 
Sowjetunion verkündeten Entspannungspolitik? 


101. Abgeordneter 
Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung dagegen zu tun, 
daß polnische Dienststellen und in Übereinstim- 
mung mit ihnen polnische und deutsche Reisebüros 
entgegen den deutsch-polnischen Vereinbarungen 
die Eintragung der deutschen Geburtsorte vor dem 
8. Mai 1945 in polnischer Sprache fordern und aus- 
schließlich nur in urkundenfälschender Fassung 
anerkennen? 


102. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Was haben die Überprüfungen der Urteilsbegründung 
im Spionageprozeß Helge Berger und die danach 
angestellten eigenen Überprüfungen des Auswärti- 
gen Amtes im Sinne der Ausführungen von Frau 
Staatsminister Dr. Hamm-Brücher in der Frage- 
stunde vom 23. Februar 1978 (Plenarprotokoll 
8/75, Seite 5942) mit Bezug auf das derzeitige 
Wissen des Vertragspartners über die Einzelheiten 
des jeweiligen Verhandlungsrahmens der deutschen 
Delegation vor und während der Verhandlungen erge- 
ben, nachdem das Auswärtige Amt die schriftliche 
Urteilsbegründung der Entscheidung des Oberlandes- 
gerichts Düsseldorf vom 2. November 1977 am 
2 1 . Februar 1 978 erhalten hat? 


103. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Wie viele jener 8 000 bis 10 000 Deutschen, für die 
der Bundeskanzler beim Warschauer Besuch im No- 
vember 1977 durch eine Härteliste mit über 2 300 
Vorgängen bei den zuständigen polnischen Stellen 
wegen der seit vielen Jahren anhängigen, aber ent- 
gegen der rechtsverbindlichen Information zur 
Familienzusammenführung von 1970 und entgegen 
den Rechtsverpflichtungen von Artikel 12 Abs. 2 
des Politischen Menschenrechtspaktes nicht geneh- 
migten Ausreiseanträge interveniert hatte oder inter- 
venieren ließ, sind inzwischen in der Bundesrepublik 
Deutschland auf Grund polnischer Ausreisegenehmi- 
gungen eingetroffen, und ist die offizielle Interven- 
tion des Bundeskanzlers von der VR Polen inzwi- 
schen beantwortet worden? 
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B. Schriftliche Anfragen gemäß IV. der Richtlinien 
sowie Fragen gemäß I. der Richtlinien, um deren 
schriftliche Beantwortung bis zur Drucklegung 
gebeten wurde 

Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 

1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, sich anläßlich des 
Graf Huyn Besuchs des sowjetischen Staatspräsidenten Leonid 

(CDU/CSU) Breschnew in Gesprächen auch für die inhaftierten 

Bürgerrechtler und sonstigen politischen Gefangenen 
in der Sowjetunion einzusetzen, darunter unter 
anderem für Vit old Abankin, Vladimir Afanasysv, 
Zinovy Antonyuk, Vladimir Balanhonov, Nikolai 
Bondar, Georg Davydov, Vasyl Fredorenko, Yuri 
Grodetsky, Mykhaylo Osadchy, Zoryan Popadyuk, 
Anatolj Schtscharanskij, Jurij Orlow, Danilo Shu- 
muk, Vladimir Rotetsky, Stephan Sapeliak, Bargrad 
Shakhveryan, Yuri Shukhevich, Gabriel Superfin, 
Johann Waldmann, Anatoly Zdorovy, Eduard Kus- 
newzow, Alexej Murshenko, Alexander Ginsburg? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


2. Abgeordneter 

Engelhard 

(FDP) 


3. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


4, 


Abgeordneter 

Stutzer 


(CDU/CSU) 


5. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Könnte nach Ansicht der Bundesregierung die 
Terroristenbekämpfung durch ein Sprengstoff- 
Identifizierungssystem verbessert werden, derge- 
stalt, daß gewerbliche Sprengstoffe bei der Her- 
stellung mit kennzeichnenden Zusätzen präpariert 
werden, die auf Grund ihrer codierten Zusammen- 
setzung auch noch nach der Explosion die indivi- 
duelle Feststellung erlauben, wann und wo der 
betreffende Sprengstoff produziert bzw. von wem 
er gekauft worden ist, und ist die Bundesregierung 
gegebenenfalls bereit, die kriminaltechnischen An- 
wendungsmöglichkeiten eines solchen Sprengstoff- 
Identifizierungssystems untersuchen zu lassen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
spätestens mit dem Wahlgesetz für die Europa- 
wahlen die Wahlgesetze des Bundes dahin gehend 
geändert werden sollten, daß in Zukunft wahl- 
berechtigten Deutschen, die innerhalb der EG 
wohnen, das Wahlrecht in der Bundesrepublik 
Deutschland zugesprochen wird? 

Wie viele Nachwuchskräfte werden derzeit von den 
Bundesministerien im mittleren und gehobenen 
Dienst ausgebildet, und um wieviel Plätze soll in der 
zweiten Jahreshälfte 1978 bei den einzelnen Bun- 
desministerien das Ausbildungsangebot vermehrt 
werden? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß der 
sogenannte Radikalenerlaß zur Abwehr von Ver- 
fassungsfeinden aus dem öffentlichen Dienst im 
Jahr 1972 hinfällig geworden ist, und wenn ja, wie 
gedenkt die Bundesregierung ansonsten das Ein- 
dringen von Verfassungsfeinden in den Öffentlichen 
Dienst zu verhindern? 
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6. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


7. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


8. Abgeordneter 
Dr. Hubrig 

(CDU/CSU) 


9. Abgeordneter 

Dr. Steger 

(SPD) 


10. Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 

(SPD) 


1 1 . Abgeordneter 
Brandt 
(Grolsheim) 
(SPD) 


Wird die Bundesregierung es ermöglichen, daß alle 
deutschen Staatsbürger, die im Ausland arbeiten und 
für diese Zeit ihren Wohnsitz in der Bundesrepublik 
Deutschland aufgegeben haben, ihr Wahlrecht zur 
Direktwahl des Europäischen Parlaments ausüben 
können, wie die Staatsbürger anderer Mitglieds- 
staaten in der Europäischen Gemeinschaft? 

Hat die Bundesregierung einen zahlenmäßigen Über- 
blick über alle Deutschen, die im Auftrag der Bun- 
desrepublik Deutschland oder im Auftrag deutscher 
Unternehmen im Ausland beruflich tätig sind, und 
kann sie diese Aufstellung nach Ländergruppen vor- 
legen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Einsatz von 
Kompakt-Lagern in der Bundesrepublik Deutsch- 
land zur Lagerung von abgebrannten Brennelemen- 
ten, und welche Erfahrungen sind mit dieser Metho- 
de in den Vereinigten Staaten gesammelt worden? 

Welche Ergebnisse hat die angekündigte Prüfung der 
möglichen Strahlenschäden durch die Wiederaufbe- 
reitungsanlage in Hamford/USA (Plenarprotokoll der 
70. Sitzung des Bundestages vom 27. Januar 1978, 
Seite 5569) erbracht, und ergeben sich daraus zu- 
sätzliche Auflagen für die deutsche Wiederaufarbei- 
tungsanlage? 

Treffen Meldungen zu, wonach am 22. März 1978 
die Beschlußfassung über den Entwurf der Bundes- 
regierung einer „Allgemeinen Verwaltungsvorschrift 
zur Änderung der Allgemeinen Verwaltungsvor- 
schrift zur Ausführung des Ausländergesetzes“ im 
Bundesrat abgesetzt wurde, weil die Bundesländer 
mit der Bundesregierung zuvor noch einmal das 
Gesamtkonzept der Beschäftigung von Ausländern 
in der Bundesrepublik Deutschland erörtern wollen? 

Besteht die Notwendigkeit, im Rahmen solcher 
Erörterungen, falls sie stattfinden, auch die Empfeh- 
lungen der Bund-Länder-Kommission vom Februar 
1977 zur Verbesserung des aufenthaltsrechtlichen 
Status ausländischer Arbeitnehmer in der Bundes- 
republik Deutschland erneut zu behandeln, die 
durch die von der Bundesregierung vorgeschlagene 
Änderung der Allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
zur Ausführung des Ausländergesetzes aufgenom- 
men worden waren, und worin sieht die Bundes- 
regierung gegebenenfalls die Gründe für eine der- 
artige Notwendigkeit? 


12, Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, nach denen ein sowje- 

Würzbach tischer General anläßlich eines offiziellen Besuchs in 

(CDU/CSU) der Bundesrepublik Deutschland die Grenzschutz- 

einheit GSG 9 besichtigte und dort Einzelheiten über 
Ausbildung, Führung und Einsatz der Anti-Terror- 
Gruppe vorgetragen bekam? 


13. Abgeordneter Hat die Bundesregierung einen Überblick darüber, 
Dauber tshäuser in welchen bundesdeutschen Behörden, Verwaltun- 

(SPD) gen und privat wirtschaftlichen Bereichen in Com- 

puter-Anlagen Personenkennziffem gespeist werden, 
und wenn ja, um welche Institutionen handelt es 
sich dabei? 
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14. Abgeordneter Durch welche Maßnahmen kann sichergestellt wer- 

Daubertshäuser den. daß die Institutionen, bei denen Computer- 

(SPD) Anlagen mit Personenkennziffern betrieben werden, 

sich bei Regreßfällen wegen Verletzung der Persön- 
lichkeit srechte u. a. Delikte materiell absichern 
können? 


15. Abgeordneter 

Dr. MüUer- 

Emmert 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, sich beim Deutschen 
Sportbund und den Sportministern der Bundes- 
länder dafür einzusetzen, daß die ständig zunehmen- 
den Erlöse aus dem Lotteriewesen und der Fernseh- 
lotterie „Glücksspirale“ zugunsten der Sportorgani- 
sationen in verstärktem Maße für sozial- und jugend- 
politische Aufgaben der Sportvereine eingesetzt 
werden? 


16. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Emmer t 
(SPD) 


Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, 
darauf hinzuwirken, daß neben den öffentlichen 
Förderungsmittein von Bund, Ländern und Gemein- 
den auch die Eigenmittel der Sportorganisationen 
und die Erlöse aus dem Lotteriewesen und ähnliche 
Zusatzfinanzierungen in verstärkter Weise für Maß- 
nahmen der Sportvereine (Integration von Deut- 
schen aus ost- und südosteuropäischen Ländern, 
Behindertensport, Programme für gefährdete Jugend- 
liche oder Sport für Bürger im höheren Lebensalter) 
zu verwenden sind, und welche Konsequenzen will 
die Bundesregierung in ihrer Sportpolitik daraus 
ziehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


17. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


1 8 . Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Wie sind nach dem Wissensstand der Bundesregie- 
rung die Erfahrungen in den USA mit dem „Son of 
Sam Act“, nach dem niemand durch ein Verbre- 
chen, das er begangen hat, finanziell profitieren 
darf, und wird die Bundesregierung prüfen, ob und 
inwieweit solche Bestimmungen Eingang in unser 
Recht finden könnten? 

Welche Erfahrungen mit dem Gesetz zur Entschädi- 
gung der Opfer von Gewalttaten hat die Bundes- 
regierung seit Inkrafttreten des Gesetzes sammeln 
können? 


19. Abgeordneter 
Schröder 
(Lünebiurg) 
(CDU/CSU) 

20. Abgeordnete 

Frau 

Berger 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


21. Abgeordnete 
Frau 
Berger 
(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Welche Ergänzungen dieses Gesetzes hält die Bundes- 
regierung nach den gesammelten Erfahrungen für 
erforderlich, und wann gedenkt sie dem Bundestag 
entsprechende Vorschläge zu unterbreiten? 

Hält es die Bundesregierung für angebracht, in den 
Kreis der Berechtigten nach dem Gesetz über die 
Entschädigung für Opfer von Gewalttaten (OEG) 
auch diejenigen Deutschen einzubeziehen, die ge- 
rade wegen ihrer deutschen Staatsangehörigkeit, also 
aus politischen Gründen im Ausland Opfer von Ge- 
walttaten werden? 

Hält die Bundesregierung das dem OEG zugrunde- 
liegende Territorialitäts- und Gegenseitigkeitsprinzip 
überhaupt für sinnvoll angesichts der Tatsache, daß 
einerseits die Zahl der deutschen Staatsangehörigen, 
die im Ausland Opfer von Gewalttaten werden, von 
Jahr zu Jahr steigt, und andererseits eine dem OEG 
entsprechende Regelung nur in wenigen Staaten be- 
steht oder zu erwarten ist? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


22. Abgeordneter Kann die Bundesregierung in Aussicht stellen, daß 

Müller sie im Rat der Europäischen Gemeinschaften eine 

(Mülheim) Initiative ergreifen wird, um den Richtlinienvor- 

(SPD) schlag der Kommission vom 31. Dezember 1976 zu 

verwirklichen, mit dem der Freibetrag für Reise- 
mitbringsel von bisher 125 RE auf 200 RE angeho- 
ben werden soll? 

23. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, unter dem Gesichts- 

Dr. Stavenhagen punkt der Unterstützung von Kleinstb et rieben das 
(CDU/CSU) Problem der Besteuerung bei Haltung mehrerer 

Nutzfahrzeuge, die aber nur alternativ betrieben 
werden können, erneut zu überdenken, um gege- 
benenfalls für einen beschränkten Personenkreis 
das Kraftfahrzeugsteuergesetz zu ändern? 


24. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Welche steuerlichen Maßnahmen wird die Bundes- 
regierung zu Gunsten der Selbständigen ergreifen, 
um die steuerliche Begünstigung von steuerfreien 
Rücklagen für Zusatzrenten von Arbeitnehmern aus- 
zugleichen, die Arbeitgeber für ihre Arbeitnehmer 
zu Lasten des betrieblichen Gewinns in Kassen, 
Fonds und dergleichen einzahlen? 


25. Abgeordneter Ist die Bundesregierung angesichts der prekären Lage 
Schreiber der portugiesischen Wirtschaft bereit, der Republik 

(SPD) Portugal kurzfristig Finanzhilfen zu gewähren, und 

welche Möglichkeiten sieht sie hierzu? 


26. Abgeordneter 
Schreiber 
(SPD) 


Wird die Bundesregierung insbesondere auf den 
Internationalen Währungsfonds einwirken, damit 
dieser seine für die portugiesische Regierung proble- 
matischen Forderungen, die er an die Vergabe eines 
internationalen 750-Millionen-Dollar-Kredits knüpft, 
abschwächt, und ist sie bereit, dem Beispiel Groß- 
britanniens. und Österreichs zu folgen und Voraus- 
zahlungen von ihrem Anteil am IWF-Kredit zu 
leisten, um die akuten Zahlungsbilanzschwierigkei- 
ten Portugals kurzfristig zu lindern? 


27. Abgeordneter 
Dr. Kreile 
(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung es als förderlich für das 
Engagement der Bürger im gemeinnützigen Bereich 
an, daß die Finanzämter eine Steuerpflicht anneh- 
men, wenn ein gemeinnütziger Verein die Kosten 
(Kfz.-Reparaturkosten, Geldstrafe, Verfahrens- 
kosten) übernimmt, die einem ehrenamtlichen 
Vereinsfunktionär durch einen selbstverschuldeten 
Unfall auf einer im Interesse des Vereins unternom- 
menen Fahrt entstanden sind, und wenn nein, wel- 
che Folgerungen zieht sie daraus? 


28- Abgeordneter Sind der Bundesregierung Pläne zur Verlegung des 
Böhm Militärflugplatzes Fulda-Sickels in den Bereich der 

(Melsungen) Stadt Hünfeld bekannt? 

(CDU/CSU) 


29. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Kennt die Bundesregierung die Argumente, mit denen 
sich die Stadt Hünfeld gegen eine gegebenenfalls be- 
absichtigte Verlegung des Flugplatzes Fulda-Sickels 
in den Bereich der Stadt Hünfeld wendet, und ist sie 
bereit, diese Argumente zu berücksichtigen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


30. Abgeordneter 
Dr. Uhland 

(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung mit welchem Ergebnis 
zur Ausführung des Beschlusses des Deutschen 
Bundestages vom 16. Juni 1977 zu Tagesordnungs- 
punkt 29 (Drucksache 8/521) unternommen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


3 1 . Abgeordneter 
Dr. Hammans 

(CDU/CSU) 


32. Abgeordneter 
Dr. Hammans 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag 
von Professor Zöllner, ein unabhängiges Berater- 
Gremium von Wissenschaftlern, die im Bereich der 
Ernährungswissenschaften aktiv tätig sind, als Er- 
nährungsbeirat der Bundesregierung zu berufen, um 
ihr bei Entscheidungsprognosen im Emährungsbe- 
reich behilflich zu sein und auch durch öffentliche 
Stellungnahmen in den Medien zu informieren und 
möghcherweise vielfältiger Verunsicherung entge- 
genzuwirken? 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß ein 
solcher Ernährungsrat durchaus geeignet wäre, un- 
terschiedliche Auffassungen zwischen dem Bundes- 
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten einerseits und dem Bundesministerium für 
Jugend, Familie und Gesundheit andererseits, be- 
hilflich zu sein, ausgewogene Entscheidungen zu 
treffen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


33. Abgeordneter 
Pfeffermann 

(CDU/CSU) 


34. Abgeordneter 
Pfeffermann 
(CDU/CSU) 


35. Abgeordnete 

Frau 

Steinhauer 

(SPD) 

36. Abgeordnete 

Frau 

Steinhauer 

(SPD) 


37. Abgeordnete 

Frau 

Karwatzki 

(CDU/CSU) 


Wie viele Personen wurden in den Jahren 1976 und 
1977 durch die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen der 
Bundesanstalt für Arbeit beschäftigt, und wie groß 
war dieser Personenkreis zum 3 1 . März 1978? 

Welche dieser Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen wur- 
den im Bereich der Verwaltungen der öffentlichen 
Hand durchgeführt, und welche dieser Tätigkeiten 
eignen sich zur Umwandlung in Dauerarbeitsplätze 
für Behinderte? 

Ist der Bundesregierung bekannt, welche Verbes- 
serungen bei der Vermittlung durch die z. Z. bei der 
Bundesanstalt für Arbeit angelaufenen Organi- 
sationsänderungen eintreten? 

Wird durch diese Umorganisation gerade in der 
jetzigen Situation nicht vielmehr mindestens für 
einige Monate ein Rückgang bei der Vermittlungs- 
fähigkeit der Arbeitsämter eintreten, und wie kann 
dem gegebenenfalls entgegengewirkt werden? 

Ist der Bundesregierung bekannt und hält sie es mit 
dem § 1 82 Abs. 1 Nr. 1 bzw. dem § 368 Abs. 2 RVO 
und dem § 26 Abs. 2 des Kartellgesetzes für verein- 
bar, daß Augenärzte Kontaktlinsen anpassen und 
Pflegemittel verkaufen? 
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38. Abgeordnete 

Frau 

Karwatzki 

(CDU/CSU) 

39. Abgeordneter 
Zink 

(CDU/CSU) 


40, Abgeordneter 
Dr. Becker 
(Frankfurt) 

(CDU/CSU) 


4 1 . Abgeordneter 
Dr. Becker 
(Frankfurt) 

(CDU/CSU) 

42. Abgeordneter 
Schreiber 
(SPD) 


43. Abgeordneter 
Wüster 
(SPD) 


44. Abgeordneter 
Dr. Steger 
(SPD) 


45. Abgeordnete 
Frau 
Hürland 

(CDU/CSU) 


Wie hoch beziffert die Bundesregierung die dadurch 
entstehenden fiskalischen Verluste bei Gewerbe- 
und Umsatzsteuer? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei den Ver- 
sorgungsämtern Wartezeiten bis zu einem Jahr bei 
der Antragstellung auf Anerkennung als Schwer- 
behinderter bestehen, und sieht die Bundesregierung 
Möglichkeiten, diese Wartezeit zu verkürzen? 

Wie viele Personen haben nach dem Wisseiisstand der 
Bundesregierung in den zwei Jahren seit dem In- 
krafttreten des Gesetzes über die Entschädigung für 
Opfer von Gewalttaten (OEG) eine Schädigung ge- 
mäß § 1 erlitten? 

Kann die Bundesregierung Auskunft darüber geben, 
wie viele davon einen Antrag auf Entschädigung 
nach dem OEG gestellt haben und welche Kosten 
durch die Anwendung des Gesetzes entstanden sind? 

Haben die von der Bundesregierung Anfang des 
Jahres angekündigten Gespräche zwischen Bund und 
Ländern über einen neuen Gesetzentwurf über die 
unentgeltliche Beförderung Schwerbehinderter im 
öffentlichen Personenverkehr inzwischen stattgefun- 
den, und welches Ergebnis haben sie gegebenenfalls 
gehabt? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Rentner, die 
in der knappschaftlichen Krankenversicherung ver- 
sichert sind und im Alter ihren Wohnsitz außerhalb 
eines Bergbaureviers haben, eine Beratungs- bzw. 
Geschäftsstelle ihrer Krankenkasse in zumutbarer 
Entfernung nicht erreichen können, und erwägt 
die Bundesregierung, gegebenenfalls diesen Rent- 
nern einen Wechsel zur AOK zu ermöglichen, wenn 
deren Geschäftsstelle näher am Wohnort liegt? 

Ist der Bundesregierung — gegebenenfalls durch 
Schätzungen — bekannt, wieviel freiwillig Ver- 
sicherte ihre ßeitragsleistungen auf Grund der Er- 
höhung der Mindestbeiträge nicht weiter zahlen, 
und wieviel nichterwerbstätige Frauen sich darun- 
ter befinden, und ist geplant, gegebenenfalls im 
Hinblick auf die Schaffung der eigenständigen 
Altersversicherung der Frau für diese Gruppe eine 
Übergangsregelung zu schaffen? 

Wie groß ist die Zahl der im Betrieb des Ehemanns 
versicherungspflichtig beschäftigten Ehefrauen in 
Wilhelmshaven und wieviel dieser ehemals versiche- 
rungspflichtig beschäftigten Ehefrauen sind beim 
Arbeitsamt arbeitslos gemeldet und erhalten Lei- 
stungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

Ist es bekannt, daß z. B. im Standort Hammelburg 
Arbeitnehmer im Hinblick auf Fahrkostenerstattung 
und gegebenenfalls auch auf Verpflegungszuschuß 
unterschiedlich abgefunden werden, weil die ur- 
sprüngliche Anerkennnung des „Lager Hammelburg“ 


46. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 
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als abgelegene Dienststelle durch Erlaß BMVg 
- VR IV 8 — Az. 21-05-02 vom 15. Dezember 1977 
widerrufen wurde, und sind Maßnahmen in Aussicht 
genommen, um die dadurch eingetretene Schlechter- 
stellung eines Teils der Arbeitnehmer, die auf Tat- 
sachen zurückzuführen ist, die diese nicht zu ver- 
treten haben, abgestellt wird? 


47. Abgeordneter 
Würtz 
(SPD) 


Sind dem Bundesverteidigungsministerium die Kla- 
gen über die zunehmende Lärmbelästigung durch 
Kettenfahrzeuge der Einwohner von Oerbke be- 
kannt (Walsroder Zeitung vom 12. April 1978), und 
was gedenkt das Bundesministerium zu tun, um eine 
Minderung des Lärms — vor allem in der Nacht — 
auf ein zumutbares Maß zu erreichen? 


48. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


Besteht die Auffassung, daß es ausreichend ist und 
den Prinzipien der Inneren Führung entspricht, 
wenn Offiziere, wie der Pari. Staatssekretär am 26. 
April 1978 auf meine entsprechende Anfrage mit- 
teilte, „in aller Regel“ spätestens 3 Monate vor der 
beabsichtigten Versetzung über diese Maßnahme 
unterrichtet werden, zumal dann, wenn es sich um 
verheiratete Offiziere handelt, und man davon aus- 
geht, daß die Unterrichtung eine Vororientierung 
darstellt, die erst mit Aushändigung der Versetzungs- 
verfügung einen endgültigen Charakter erhält? 


49. Abgeordneter Mit welchem zeitlichen Vorlauf trifft der Minister 
Biehle seine Entscheidungen auf der Generalsebene, und ^ 

(CDU/CSU) ist hier gewährleistet, daß man bei den von der Ver- 

setzungsfolge betroffenen Offizieren dann noch von 
einer Transparenz der Personalführung sprechen 
kann? 


50. Abgeordneter 
Schmidt 
(Kempten) 
(FDP) 


Welche Erklärung hat die Bundesregierung für 
die Sicherheitsvorschriften entgegenstehenden Tief- 
flüge mehrerer Düsenflugzeuge am 3. Mai 1978 
gegen 16.45 Uhr über der Stadt Rain am Lech, die 
nach Pressemeldungen zu Schäden in Mülionenhöhe 
an über 70 Häusern geführt haben? 


5 1 . Abgeordneter 
Schmidt 
(Kempten) 
(FDP) 


Ist die Bundesregierung bereit, umgehend die not- 
wendigen Ermittlungen bezüglich der Schäden anzu- 
stellen und für rascheste und unbürokratischste 
Schadensregulierung sowie für eine Abstellung ähn- 
licher Vorfälle in Zukunft zu sorgen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Famiiie und Gesundheit 

52. Abgeordneter Treffen Presseberichte zu, wonach die Bundes- 

Pfeifer minist erin für Jugend, Familie und Gesundheit, 

(CDU/CSU) Frau Huber, bei einem Besuch in der Redaktion 

einer Ulmer Tageszeitung einerseits erklärt hat, der 
Geburtenrückgang könne durch finanzielle Anreize 
z. B. für junge Famüien nicht entscheidend gestoppt 
werden, während sie andererseits die Absicht der 
Bundesregierung ankündigte, künftig solche Kran- 
kenhäuser finanziell zu fördern, die unter der Be- 
zeichnung ,,Frauen-Fachkrankenhäuser“ Abtreibun- 
gen vornehmen? 
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53. Abgeordnker Mit welchen Mitteln kann dem PCB-Spiegel im Blut 

Kühbacher — der bei der Bevölkerung der Bundesrepublik 

(SPD) Deutschland am höchsten sein soll - begegnet wer- 

den, und um welchen Giftstoff handelt es sich, und 
durch welche Substanzen gelangt er in das mensch- 
liche Blut? 

54. Abgeordneter Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung 

Picard über die Entstehung, Arbeitsweise und Zielsetzung 

(CDU/CSU) der sogenannten Scientology-Church vor? 

55. Abgeordneter Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung zu, daß 

Picard nach einem rechtskräftigen Beschluß des Landge- 

(CDU/CSU) richts Stuttgart (Az.: 17032 und 121/75) die folgen- 

de Feststellung einer australischen parlamentari- 
schen Untersuchungskommission verbreitet werden 
darf: . . die Scientology -Kirche ist in Wahrheit 

nicht der Welt größte Organisation für seelische Ge- 
sundheit, sondern der Welt größte Organisation aus 
unqualifizierten Leuten. Ihre Praxis ist eine ernste 
Bedrohung der Gesellschaft, medizinisch, moralisch 
und sozial. Ihre Anhänger sind bedauernswerte Ver- 
führte und vielfach seelisch krank.“? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß durch 
das Wirken der Kommission für Verstöße der Psy- 
chiatrie gegen Menschenrechte e. V., einer Tarnorga- 
nisation der Scientology-Sekte, psychisch Kranke 
und ihre Angehörigen verunsichert, Einrichtungen 
der psychiatrischen Versorgung und ihre Mitarbeiter 
eher in Mißkredit gebracht werden, als daß positive 
Ergebnisse der Tätigkeit dieser Kommission zu ver- 
zeichnen sind, und wenn ja, welche Folgerungen 
zieht sie daraus? 

Welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung, das 
in der deutschen Öffentlichkeit teilweise falsche, 
positive Bild der in Frage 56 genannten Kommission 
zu korrigieren, den tatsächlichen Sachverhalt dar- 
zustellen und so weiteren Schaden zu verhüten? 

58. Abgeordneter Ist dem Bundesminister für Jugend, Familie und Ge- 

Dr. Hammans sundheit bekannt, daß die vorgesehenen festen 
(CDU/CSU) Gebührensätze in dem Entwurf einer Kostenordnung 

des BGA für die Zulassung von Arzneimitteln und 
andere Amtshandlungen nach dem AMG 76 in ihrer 
Höhe vor allem kleine und mittlere Hersteller von 
Naturheilmitteln mit einem oft großen Sortiment 
von Arzneimitteln mit relativ geringem Umsatz un- 
verhältnismäßig stark belasten und damit wettbe- 
werbsverzerrend wirken und den Bestand dieser 
mittelständischen Unternehmen gefährden? 

59. Abgeordneter Teilt der Bundesminister die Auffassung, daß in der 

Dr. Hammans Kostenordnung auch die Gebühren für die Registrie- 

(C DU/CSU) rung homöopathischer Arzneimittel geregelt werden 

sollten, damit die außerordentlich hohen Kosten für 
die Zulassung von Arzneimitteln und für andere 
Amtshandlungen für diese nicht präjudiziell wirken 
und damit die vorgesehenen Gebühren (insbesondere 
für andere Amtshandlungen) im Hinblick auf das 
große Sortiment der Hersteller solcher Arzneimittel 
nochmals auf ihre Praktibilität und Zumutbarkeit 
überprüft und angemessen herabgesetzt werden? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post= und Fernmeidewesen 


60. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die 
B 44 im Bereich Ortsausgang Wolfskehlen in Rich- 
tung Goddelau besonders unf allt rächt ig ist, und 
welche Maßnahmen hält sie gegebenenfalls für 
geeignet, um Gefahren zu vermeiden? 


6 1 . Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß die 
Gründe, die die Stadt Groß-Gerau für einen schnel- 
len Ausbau der B 44 in ihrem Stadtgebiet vorge- 
tragen hat, nunmehr zu einer schnelleren Planung 
Anlaß geben? 


62. Abgeordneter 
Jung 
(FDP) 


Teilt die Bundesregierung meine Befürchtung, daß 
die Neufassung der Luftverkehrs-Zulassungs-Ord- 
nung, insbesondere durch die Vorschriften in An- 
lage 2 zu § 35 Abs. 1 Nr. 5, dazu führt, daß die Flug- 
zeugführerausbildung durch Vereine wegen zu hoher 
Kosten in Gefahr gerät und darüber hinaus der 
Erwerb des Flugzeugführerscheins an materielle 
Voraussetzungen, die nur wenige erfüllen können, 
gebunden ist, und wenn ja, welche Folgerungen 
zieht sie daraus? 


63. Abgeordneter 
Jung 
(FDP) 


Sieht die Bundesregierung mit mir die Gefahr, daß 
Luftfahrerschulen aus wirtschaftlichen Gründen 
unerlaubte Nebentätigkeiten veranlassen müssen, 
die darüber hinaus die Flugsicherheit insgesamt 
beeinträchtigen, weil Teilzeitfluglehrer berufsmäßig 
als Luftfahrzeugführer beschäftigt sind und so die 
gesetzlichen Bestimmungen über Ruhezeiten des 
fliegenden Personals verletzen, und wenn ja, wie 
will sie dieser Gefahr begegnen? 


64, Abgeordneter 
Schirmer 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch Züge 
der Deutschen Bundesbahn in dem räumlich kleinen 
Streckenabschnitt zwischen Wunstorf und Bücke- 
burg (im Zuge der Linie Hannover— Köln) allein im 
vergangenen Jahr durch — Presseberichten zufolge - 
angeblich fehlerhafte Sicherung der Bahnübergänge 
bei mehreren Unfällen vier Menschen getötet 
worden sind, und wenn ja, welche Folgerungen 
zieht sie daraus? 


65. Abgeordneter 
Schirmer 
(SPD) 


Was kann und was wird die Bundesregierung veran- 
lassen, damit in so tragischer Weise deutlich gewor- 
dene Mängel schnellstmöglich beseitigt und das nach 
regionalen Zeitungsberichten bestehende Zuständig- 
keits-, Zustimmungs- und Beteiligungsgerangel über- 
wunden und die dringend notwendigen Verkehrs- 
sicherungen nach neuesten Erkenntnissen eingebaut 
werden? 


66. Abgeordneter 
Schmitz 
(Baesweiler) 
(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen zum Schutz der deutschen 
Gewässer hat die Bundesregierung auf Grund des 
Tankerunfalls vor der bretonischen Küste kurz- 
fristig getroffen, und welche längerfristigen Maß- 
nahmen werden bis wann abgeschlossen sein? 
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67. Abgeordneter 
Schmitz 
(Baesweiler) 
(CDU/CSU) 


68. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 


69. Abgeordneter 
Würtz 
(SPD) 


Denkt, die Bundesregierung an die Schaffung eines 
europäischen oder internationalen Hilfsfonds zur 
Beseitigung der ökologischen Schäden solcher 
Tankerunfälle und zur Unterstützung der betrof- 
fenen Bevölkerung, und welche Hilfen hat sie an 
die Bevölkerung der bretonischen Küste zur Linde- 
rung der Folgen des Unfalls der Amoco Cadiz 
gegeben? 

Ist sich die Bundesregierung darüber im klaren, daß 
es bei den zu den Regionalgesprächen über die ge- 
planten Streckenstillegungen bei der Deutschen 
Bundesbahn eingeladenen Vertretern der entspre- 
chenden Regionen auf wenig Verständnis stößt, 
wenn das Bundesverkehrsministerium bei diesen 
Gesprächen nicht, wie beispielsweise die Landesre- 
gierung von Baden-Württemberg durch einen Staats- 
sekretär oder wenigstens durch einen leitenden Be- 
amten, vertreten ist, und wird das Bundesverkehrs- 
ministerium sich künftig bei diesen Regionalge- 
sprächen so vertreten lassen, daß ein Gespräch zwi- 
schen den Vertretern der Region und den an den 
Entscheidungen über die Streckenstillegung tatsäch- 
lich verantwortlichen Personen möglich wird? 

Unterscheidet die Bundesregierung bei der Beurtei- 
lung der Sicherheitslage von Flughäfen ein kurz- 
fristiges und ein mittelfristiges Risiko? 


70. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


71. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


72. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


73. Abgeordneter 
Seefeld 
(SPD) 


74. Abgeordneter 
Walther 
(SPD) 


Trifft es zu, daß die Deutsche Bundesbahn in Wei- 
den die vorhandenen Einrichtungen für Reinigungs- 
bäder in der „Übernachtung“ in absehbarer Zeit 
schließt und damit den ca. 200 aktiven und ehema- 
ligen Bediensteten der Deutschen Bundesbahn ent- 
zieht, die diese dringend erforderliche Einrichtung 
bisher benutzen, weil in ihren DB-Wohnungen keine 
Bäder vorhanden sind? 

Wieviel Wohnungen der Deutschen Bundesbahn gibt 
es in Weiden, die weder Dusche noch Bad besitzen, 
und welche Zeitplanung hat die Bundesregierung 
zur Modernisierung dieser Wohnungen, die zum Teil 
nicht einmal mehr den einfachsten Bedürfnissen 
entsprechen, vorgesehen? 

Sehen die Planungen für die Deutsche Bundesbahn 
neben der Neubaustrecke Hannover — Würzburg 
weiterhin noch die Neubaustrecke Aschaffenburg — 
Würzburg vor, die in der Trassenführung im Raum 
Gemünden bei den Gemeinden Rohrbach und Wie- 
senfeld in die Strecke Hannover — Würzburg ein- 
mündet und die bei Nantenbach das Maintal über- 
quert, wie dies aus Zeichnungen in der Zeitschrift 
„Die Bundesbahn“ vom Dezember 1977 hervor- 
geht? 

Ist die Bundesregierung über Erwägungen der fran- 
zösischen Regierung unterrichtet, den Bau einer 
zweiten Rheinbrücke bei Kehl zur Entlastung der 
bestehenden Europabrücke zu verwirklichen, und - 
wenn ja — welche konkreten Aussagen können dazu 
gemacht werden? 

Wie weit sind die planerischen, rechtlichen und fi- 
nanziellen Vorbereitungen für die Beseitigung des 
höhengleichen Bahnübergangs beim Übergang der 
B 83 in Hofgeismar, Landkreis Kassel, gediehen? 
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75. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Durchführung dieser Maßnahme 
Walther bisher durch Einsprüche verhindert wurde, und was 

(SPD) kann gegebenenfalls die Bundesregierung unterneh- 

men, um das Verfahren zu beschleunigen? 


76, Abgeordneter Wann kann nach Meinung der Bundesregierung mit 
Walther der Durchführung dieser dringend notwendigen 

(SPD) Maßnahme begonnen werden? 


77. Abgeordneter 
Hasinger 
(CDU/CSU) 


Wie begründet die Bundesregierung die Abschaffung 
der Geschwisterermäßigung im Bahnbus- und Post- 
reisedienst, und teilt sie die Auffassung, daß es sich 
hierbei um eine weitere Benachteiligung kinder- 
reicher Familien handelt? 


78. Abgeordneter 
Hasinger 
(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung zur Deckung des 
Bundesbahndefizits die Streichung anderer Vergün- 
stigungen für kinderreiche Familien, beispielsweise 
die Geschwisterermäßigung für Einzelfahrkarten, 
zuzulassen? 


79. Abgeordneter 
Wohlrabe 
(CDU/CSU) 


80. Abgeordneter 
Wohlrabe 
(CDU/CSU) 


81. Abgeordneter 

Hart mann 


(CDU/CSU) 


82. 


Abgeordneter 

Hart mann 


(CDU/CSU) 


83. Abgeordneter 
Heimlich 
(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
die international allgemein übliche CB-Notruf- 
frequenz Kanal 9 (im Bereich des 11 -Meter Bands) 
verbindlich für die gesamte Bundesrepublik Deutsch- 
land als Notruf dienst zu reservieren? 

Mit welchen Aktionen der Bundesregierung kann 
der allgemein übliche Notruf Kanal 9 im Bewußt- 
sein von Amateurfunkern und sonstigen Auto- 
fahrern gefördert werden? 

Wie hoch ist das Gebührenaufkommen, welches die 
Deutsche Bundespost aus dem Betrieb gebühren- 
pflichtiger CB-Funkanlagen (Feststationen) erzielt, 
und wie hoch werden die sonstigen Einnahmen ge- 
schätzt, die der Deutschen Bundespost im Gefolge 
der Ausübung des CB-Funks zufließen, z. B. durch 
postalische Versendung sog. QSL-Karten zufließen? 

Ist die Deutsche Bundespost bereit, angesichts der 
rapide zunehmenden Zahl sogenannter CB-Funker 
und im Interesse der Rechtsklarheit alle für den CB- 
Funk einschlägigen Rechtsvorschriften in einer Bro- 
schüre zusammengefaßt darzustellen und diese auf 
Anforderung kostenlos auszugeben? 

Treffen Aussagen der Betroffenen zu, daß etwa 
4 000 Post- und Fernmeldeinspektoren, die älter 
als 40 Jahre sind, nicht befördert werden können, 
obwohl sie die für eine Beförderung notwendigen 
Voraussetzungen erfüllen, und wenn ja, was sind 
die Gründe für diesen „Beförderungsstau“ und wie 
können sie behoben werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


84. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Inwiefern sind die Aussagen des Bundes minist ers für 
Bildung und Wissenschaft, Dr. Schmude, am 29. April 
in Bergneustadt mit den Feststellungen des Bundes- 
kanzlers in der Rede zur Lage der Nation vereinbar, 
der erklärte, daß andere Nationen uns darüber beleh- 
ren, „daß auch sehr lange währende Teilungen den 
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Willen zur nationalen Einheit nicht zu ersticken ver- 
mögen“ und die Bundesregierung alles nur Mögliche 
zur Erhaltung des „Bewußtseins einer gemeinsamen 
politischen Identität“ der Deutschen tun und nichts 
dazu Nötiges versäumen werde? 


85. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung mit den Verpflichtungen 
der DDR aus dem Grundvertrag zu gutnachbarlichen 
Beziehungen für vereinbar, wenn — nach dem Moni- 
tordienst von Rias und einer Ost-Berliner Sendung - 
Grenztruppen der DDR an der Demarkationslinie 
zur Bundesrepublik Deutschland Marschlieder zu 
singen haben, in denen es u. a. heißt: „Der dort 
drüben steht mit der Waffe, / könnte mein Bruder 
sein, / aber er ist auch ein Heim-ins-Reich-Holer, / 
billiges Werkzeug der Eroberer, / gefühllose Waffe 
der Raubmörder, / Mensch, vielleicht Bruder, / je- 
doch benutzbar zum Mord / und also mein Feind“? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technoiogie 


86. Abgeordneter 
Dr. Hubrig 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den technischen 
Stand des Laser-Urananreicherungsverfahrens, und 
in welchem Umfange läßt sich eine höhere Ausbeu- 
tung an Uran 235 erreichen, durch den Einsatz der 
Laser-Anreicherung? 


87. Abgeordneter 

Dr. Hubrig 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung das vorgeschla- 
gene „Civex-Verfahren“ zur Wiederaufarbeitung ab- 
gebrannter Brennelemente im Rahmen der Nicht- 
verbreitung von Plutonium, und wer prüft im Auf- 
trag der Bundesregierung die Verwendungsfähigkeit 
eines derartigen Verfahrens? 


88. Abgeordneter 
Dr. Hubrig 

(CDU/CSU) 


Welche Forschungsprojekte zur Verwendung von 
Thorium in Hochtemperaturreaktoren und Leicht- 
wassereaktoren wurden bisher in der Bundesrepu- 
blik Deutschland verfolgt, und wer ist federführend 
bei der Koordinierung der Forschungsarbeiten für 
den Thorium-Uran-Kreislauf beauftragt? 


89. 


Abgeordneter 

Dr. Laufs 


(CDU/CSU) 


In welchen Arbeitsgruppen des Internationalen 
Brennstoffkreislaufprogramms INFCE ist die Bun- 
desrepublik Deutschland beteiligt, und wie viele 
Vertreter von Wirtschafts- und Forschungszentren, 
differenziert nach den einzelnen Bereichen, arbeiten 
in den Arbeitsgruppen mit? 


90. Abgeordneter 
Dr. Laufs 
(CDU/CSU) 


Gedenkt die Bundesregierung, die zuständigen Aus- 
schüsse des Deutschen Bundestages über den Stand 
der Beratungen im Rahmen des INFCE-Programms 
durch das für die Koordinierung der INFCE-Arbei- 
ten federführend tätige Ministerium zu unterrich- 
ten? 


91. Abgeordneter Wie hoch sind die jährlichen Zuschüsse des Bundes 
Dr. Friedmann an die Saarberg-Interplan für die Uransuche im Raum 
(CDU/CSU) Baden-Baden-Gernsbach? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


92. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die jetzt in Ham- 

Rühe bürg getroffene Regelung, nach der die anteilige 

(CDU/CSU) Rückzahlung von Mitteln aus der Bundesausbildungs- 

förderung wieder rückgängig gemacht wurde, nach- 
dem ursprünglich für die Beteiligung an rechtswidri- 
gen Streikaktionen an der Universität die Betroffe- 
nen zur Rückzahlung aufgefordert worden waren, 
und welche Folgerungen zieht sie daraus? 


93. Abgeordneter Sind Pressemeldungen zutreffend, nach denen der 
Rühe Hamburger Senator für Wissenschaft und Kunst, 

(CDU/CSU) Prof. Dr. Bialias, eine Weisung des Bonner Bundes- 

tninisteriums für Bildung und Wissenschaft dabei 
befolgte, und sind insbesondere Meldungen zutref- 
fend, nach denen Prof. Biallas einen Brief des Bun- 
desministers für Bildung und Wissenschaft, Dr. 
Schmude, erhielt, in dem die Hamburger Rückfor- 
derungsaktion als zu hart bezeichnet wurde? 


Bonn, den 5. Mai 1978 
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